
Begründung 

 

Zu Art. 1 

Die veränderte Apothekenlandschaft, entstanden durch vermehrte Schließungen von Apotheken 
in den letzten Jahren, den sich verstärkenden Fachkräftemangel und die angespannte 
wirtschaftliche Situation vieler Apotheken, führt, zusammen mit einer sich ändernden ärztlichen 
und zahnärztlichen Notfallversorgung, zur Notwendigkeit der Anpassung des Systems der 
Befreiung von der ständigen Dienstbereitschaft (Einteilung zu Notdiensten). Apotheken, die 
gemäß § 23 Abs. 1 S. 2, zweite Variante, teilweise von der Pflicht zur ständigen 
Dienstbereitschaft befreit sind, mithin Notdienst in Form von Teildiensten verrichten, erhalten 
aktuell keinen pauschalen Zuschuss gemäß § 20 Apothekengesetz. Damit profitieren aktuell 
nicht alle Apotheken in MV vom Ziel des Gesetzgebers. (vgl. BT-Drs.: 17/13081)  

Die Apothekerkammer hat aufgrund dieser Sachlage mit einer Umfrage unter allen 
Erlaubnisinhabern im 2. Halbjahr 2024 versucht, ein Stimmungsbild zum Notdienst zu ermitteln. 
Das Ergebnis wurde im Mitteilungsblatt vom 9. Dezember 2024 dargestellt. Unter den der 
Umfrage zu Grunde gelegten Annahmen wurde diese Notdienstrichtlinie entwickelt. 

Zu § 1 

Gesetzlich sind alle Apotheken im Land zur Sicherstellung der Arzneimittelversorgung und zur 
Teilnahme am Notdienst verpflichtet. Dies gilt auch innerhalb eines Filialverbundes für jede 
Betriebsstätte. Anhand allgemeingültiger Kriterien schafft die Richtlinie Voraussetzungen für die 
Befreiung von der ständigen Dienstbereitschaft unter Beachtung des Grundsatzes der 
Verhältnismäßigkeit und des Grundsatzes der Bestimmtheit. 

Zu § 2 

Es werden wichtige Begriffe definiert. Eine Definition des Mittelzentrums wurde nicht 
vorgenommen, da diese im Landesrecht selbst nicht erfolgt ist. Die von der Landesregierung 
herausgegebene Übersicht in der jeweils gültigen Fassung über die Ober-, Mittel- und 
Grundzentren soll für diese Richtlinie bindend sein.  

Zu § 3 

Es wird klargestellt, dass die mit der Allgemeinverfügung der Apothekerkammer vorgenommene 
Befreiung von der ständigen Dienstbereitschaft neben den Regelungen dieser Richtlinie zu 
beachten ist. 

Zu § 4 

Die Grundsätze, die zur Versorgung der Bevölkerung in Nacht- und Notdienstzeiten Beachtung 
finden sollen, werden ausgeführt. Gleichzeitig wird darauf abgestellt, dass künftig die Einteilung 
einer Apotheke zum Notdienst durch ein EDV-Programm erfolgt. Die bis dato praktizierte 
Einteilung in Notdienstkreise unter Benennung von Notdienstverantwortlichen wird aufgegeben. 
Dies führt dazu, dass alle Antragsprozesse durch das EDV-Programm verwaltet werden und für 
jede Apotheke künftig die Pflicht besteht, bei der vollständig digitalen Notdienstplanung 
mitzuwirken. 

Zu § 5 



Es wird definiert, dass der Abstand zwischen zwei zum Notdienst eingeteilten Apotheken 35 km 
nicht überschreitet. Die Vergrößerung des Abstandes zum bis dato definierten Abstand von 20 
km, in Ausnahmefällen 25 km, führt zu einer Reduktion der Notdienstlast in allen Apotheken im 
Land Mecklenburg-Vorpommern bei einer ausreichenden Arzneimittelversorgung der 
Bevölkerung. Auf Grund der großen strukturellen Unterschiede zwischen Oberzentren und 
Grundzentren wird einzig auf die Entfernung in Straßenkilometern abgestellt. Eine Erreichbarkeit 
mit bestimmten Verkehrsmitteln ist bewusst nicht zum Kriterium bestimmt worden.  

 

Zu § 6 

Zu Abs. 1:  
In den Städten Schwerin, Wismar, Stralsund, Greifswald und Neubrandenburg muss mit Blick 
auf die Bevölkerungsdichte und die Anzahl der dortigen Apotheken stets eine Apotheke 
Notdienst verrichten. 

Zu Abs. 2:  
In der Stadt Rostock müssen mit Blick auf die Bevölkerungsdichte, die Anzahl der dortigen 
Apotheken und die große Fläche stets zwei Apotheken parallel Notdienst verrichten. 

Zu Abs. 3:  
Durch die Möglichkeit, außerhalb der vorgenannten Städte Teildienst zu verrichten, würde für die 
Bevölkerung, die in den Mittelzentren lebt, keine durchgängige Arzneimittelversorgung 
gewährleistet sein, wenn alle Apotheken von der Möglichkeit Gebrauch machen würden, einen 
Teil ihrer zugewiesenen Notdienste als Teildienste zu verrichten. Hierauf wurde seitens des 
fachaufsichtsführenden Ministeriums eindringlich hingewiesen. Für die Mittelzentren ist deshalb 
sicher zu stellen, dass eine durchgehende Arzneimittelversorgung an allen Tagen im Jahr 
sichergestellt ist. Dabei wird, anders als in den von den Absätzen 1 und 2 umfassten Städten, 
auf das Kriterium abgestellt, dass im Umkreis von 35 km vom Zentrum eines Mittelzentrums  
eine Apotheke im Notdienst erreichbar ist. Dies entlastet die Apotheken in den Mittelzentren 
selbst, die auf Grund ihrer geringeren Anzahl bis dato eine sehr hohe Anzahl an Notdiensten 
verrichten mussten, und führt zu einer vertretbaren Belastung der Apotheken, die sich im 
Umkreis der Mittelzentren befinden. Für 15 von 18 Mittelzentren im Land entfaltet die Regelung 
keine belastende Wirkung, da für diese Städte eine Versorgung durch Apotheken der in Abs. 1 
und 2 bestimmten Städte (Entfernung weniger als 35 km) erfolgen kann. 

 

Zu § 7 

Obwohl nicht alle Kontakte im Notdienst die Abgabe von verschreibungspflichtigen 
Arzneimitteln als Grund haben, wird anerkannt, dass die Verordnung von Arzneimitteln einen 
wesentlichen Bestandteil der ärztlichen Heilkunde darstellt. Aus diesem Grund wird festgelegt, 
dass bei ausreichender Anzahl von Apotheken um Krankenhäuser, die an der Notfallversorgung 
teilnehmen, die Verpflichtung für die Apotheken besteht, Volldienste zu leisten. Zahlen des 
Deutschen Arzneimittelprüfinstituts e.V. zeigen für Mecklenburg-Vorpommern im Jahr 2024 
zwischen 6636 und 8630 Packungen pro Quartal, die zu Lasten der gesetzlichen 
Krankenversicherung abgegeben wurden.  

Zu § 8 



Zu Abs. 1 bis Abs. 3:  
Es wird festgelegt, nach welchen Kriterien Volldienste teilweise in Teildienste umgewandelt 
werden. Die Anzahl der Tage, an denen eine Apotheke zum Dienst eingeteilt wird, wird dabei vom 
EDV-Programm anhand der definierten maximalen Abstände von 35 km vorgegeben. Ab einer 
Notdienstbelastung von mehr als 31 Tagen im Kalenderjahr soll die Apotheke die Möglichkeit 
erhalten, einen Teil der Notdienste als Teildienste zu verrichten. Statt ganztägig dienstbereit zu 
sein, vermindert sich die Pflicht zur Dienstbereitschaft an dann Wochentagen auf eine 
Dienstbereitschaftszeit von 8 bis 22 Uhr, an Wochenenden und Feiertagen auf die Zeit von 14 bis 
16 Uhr (Teildienste).  Für diese Teildienste sieht das Apothekengesetz keinen pauschalen 
Zuschuss vor. Macht eine antragsberechtigte Person (Personen, die sich im Besitz einer 
Apothekenbetriebserlaubnis befinden) von der Möglichkeit Gebrauch, an bestimmten Tagen im 
Jahr statt eines bezuschussten Volldienstes einen Teildienst zu verrichten, hat sie den Vorteil 
von mehr Freizeit und ggf. weniger Personalbedarf, nimmt aber bewusst in Kauf, dass der ihr 
zugewiesene Dienst dann nicht mit einem pauschalen Zuschuss durch den Nacht- und 
Notdienstfond vergütet wird. Um eine geordnete Versorgung sicher zu stellen, war weder 
vermittelbar, dass die Entscheidung, in welchem Umfang die Reduktion auf Teildienste erfolgt, 
noch deren Verteilung in das Belieben einer einzelnen Apotheke gestellt werden kann. Über die 
Verteilung der Voll- und Teildienste entscheidet die Apothekerkammer Mecklenburg-
Vorpommern als zuständige Behörde; sie strebt dabei eine gleichmäßige Verteilung der Voll- und 
Teildienste über das Jahr an.  

Die Grenze von 31 Diensten wurde unter Abwägung einer ausreichenden Versorgung und der 
Belastung der einzelnen Apotheke festgelegt. Ebenso wurde festgelegt, dass der Faktor 1.5 das 
Verhältnis aus Aufwand für Voll- und Teildienste abbilden soll. Ein Verhältnis über die geleisteten 
Stunden wurde bewusst verworfen.  

Schließlich wurde bestimmt, dass es möglich sein muss, die Entscheidung für oder gegen 
Teildienste in regelmäßigen Abständen neu zu treffen. Im Hinblick auf die Versorgungssicherheit 
und den Aufwand einer einzelnen Neuentscheidung, die ggf. Auswirkungen auf alle Apotheken 
im Land hat, wurde eine einmal jährliche Entscheidung festgelegt. Diese ist so zu treffen, dass 
die Folgen für andere Apotheken möglichst gering sind. Aus diesem Grund ist eine 
Antragstellung vor Erlass der Notdienstbescheide für das kommende Jahr normiert worden. Der 
Antrag bedarf der Schriftform.  

Zu Abs. 4:  
Da die tatsächliche Anzahl der Apotheken, die von der Möglichkeit des Teildienstes Gebrauch 
macht, nicht vorherzusehen ist und durch die jährliche Neubewertung schwank, sie aber 
erhebliche Auswirkungen auf die Versorgung in bestimmten Landstrichen haben kann, besteht 
künftig eine Berichtspflicht an das fachaufsichtsführende Ministerium. Deren Datum ist genauer 
bestimmt. 

Zu § 9: 

Zu Abs. 1: 
Es wird die Frist definiert, zu der die Apothekerkammer den Plan für das Folgejahr an die 
Apotheken versendet. Um den Einzelinteressen der jeweiligen Apotheken zu entsprechen, 
existiert auch weiterhin eine Phase des Vorabtauschs. Kann eine Apotheke an einem ihr 
zugewiesenen Tag keinen Notdienst verrichten, muss sie für diesen Tag eine andere Apotheke 
finden, die den Notdienst für sie übernimmt. Es bedarf eines Rücktauschs, um die 
Gesamtbelastung an Notdiensten über das Kalenderjahr unverändert zu lassen. Bereits bei der 
ersten Aufstellung des Plans stellt die Apothekerkammer sicher, dass eine Apotheke, die im 



Vorjahr an einem der ausgewiesenen Tage (Karfreitag, Ostersamstag, Ostersonntag, 
Ostermontag, Heiligabend, erster und zweiter Weihnachtsfeiertag) im Folgejahr an keinem der 
vorbezeichneten Tage Notdienst hat. Eine längere Befreiung von der erneuten Einteilung zu den 
vorbezeichneten Tagen würde auf Grund der geringen Apothekendichte dazu führen, dass keine 
Apotheken mehr zur Verteilung stünden und die definierten Maximalabstände nicht mehr 
eingehalten werden könnten. Die Beschränkung auf die benannten Tage ist bewusst gewählt 
worden. Die Vergabe von Diensten an anderen Feiertagen an aufeinanderfolgenden Jahren kann 
nicht ausgeschlossen werden und gilt grundsätzlich als zumutbar. Um Einzelapotheken und 
Filialverbünde gleich zu behandeln, trifft die Regelung innerhalb eines Filialverbundes die 
einzelne Betriebsstätte und nicht den gesamten Filialverbund. 

Zu Abs. 2: 
Der Vorabtausch zwischen den Apotheken muss bis zum 10. September abgeschlossen sein. 
Dabei sind die Tausche der Geschäftsstelle bis zum benannten Datum anzuzeigen. Eine 
Bewertung der Tausche kann erst danach unter Beachtung der Auswirkungen auf das 
Notdienstnetz für den jeweiligen Tag erfolgen.  

Zu Abs. 3:  
Das im Verwaltungsrecht vorgegebene Verfahren mit den bestimmten Fristen wird beschrieben. 

Zu Abs. 4:  
Da nicht absehbar ist, wie hoch der künftige Tauschbedarf der Apotheken sein wird - dieser ist 
bis dato in den einzelnen Notdienstkreisen sehr heterogen - sollen mit Blick auf den 
Verwaltungsaufwand, den jeder Diensttausch in der Geschäftsstelle verursacht, ein 
Diensttausch pro Quartal, also vier Diensttausche im Jahr, zunächst kostenfrei erfolgen. 

Zu Abs. 5:  
Die bis dato geltende Regel, nach der neugegründete Apotheken auf Antrag für drei Monate von 
der Pflicht zum Notdienst befreit werden können, wird fortgeführt. 

Zu Abs. 6:  
Die Schließung einer Apotheke führt zu einem Wegfall von Notdiensten, der sich auf die 
Versorgung der Bevölkerung unmittelbar auswirkt und durch andere Apotheken in der Nähe 
aufgefangen werden muss, um nicht alle Apotheken im Land neu zu Notdiensten einzuteilen. 
Eine Neueinteilung aller Apotheken würde den verhältnismäßig größeren Eingriff in das System 
der Notdienstverteilung darstellen und zu weitreichenderen Belastungen für alle Apotheken 
führen. Unabhängig vom Zeitpunkt der Schließung einer Apotheke erfolgt deshalb für das 
laufende Kalenderjahr die Umverteilung der notwendigen Dienste durch die 
Stellvertreterapotheken, um im Abstand von 35 km eine Arzneimittelversorgung sicher zu 
stellen. Für das folgende Kalenderjahr erfolgt eine Neuberechnung, die die wegfallenden 
Notdienste der schließenden Apotheke durch Neuordnung der Abstände auf alle Apotheken im 
Land verteilt.  

Zu Abs. 7:  
Inhabende Personen von Betriebserlaubnissen für Apotheken sind gehalten, aus Gründen der 
Kollegialität eine Schließung frühzeitig mitzuteilen. Erfolgt die Mitteilung dennoch erst nach  
Bescheiderstellung für die Dienstbereitschaftszeiten durch die Apothekerkammer im letzten 
Quartal eines Jahres, also nach  der verbindlichen Festlegung der Notdienste für das Folgejahr, 
kann die Umverteilung auf nur wenige Apotheken, wie in der Begründung zu Absatz 6 aufgeführt, 
zu einer unverhältnismäßigen Belastung einer oder weniger einzelner Apotheken führen. Bei 
unbilligen Härten kann daher auf schriftlichen Antrag eine abweichende Regelung zur 
Umverteilung der Notdienste durch den Vorstand der Apothekerkammer getroffen werden. 



Zu § 10 

Zu Abs. 1:  
Es wird klargestellt, dass die zugewiesene Anzahl an Diensten auch durch Tausche zwischen 
Apotheken im Kalenderjahr gleichbleiben muss. Ein Tausch bedingt also zwingend einen 
Rücktausch. Dies gilt auch innerhalb eines Filialverbundes. Es wird weiterhin ausgeführt, dass 
Diensttausche in Form von Volldiensten zu erfolgen haben. Entscheidet sich eine Person, die 
eine Apothekenbetriebserlaubnis besitzt, an einem ihr zugewiesenen Tag den Notdienst zu 
tauschen und ist für diesen Tag ein Teildienst zugewiesen worden, wird der Dienst dennoch in 
Form eines Volldienstes getauscht. Auch der Rücktausch erfolgt im Volldienst. Der Tausch von 
Diensten soll keine Auswirkungen auf andere Apotheken haben, die nicht vom Tausch betroffen 
sind.  

Zu Abs. 2:  
Es wird klargestellt, dass einzig der über das EDV-Programm beantragte Diensttausch 
beschieden wird. Weiterhin wird klargestellt, dass es mit Blick auf eine geordnete 
Arzneimittelversorgung der Zustimmung der Apothekerkammer bedarf, damit ein Diensttausch 
wirksam wird und ausgeführt werden darf. 

§ 11 

Die Regelungen werden unverändert aus der Anlage zur bis dato gültigen Notdienstrichtlinie 
übernommen. Die Rechtsgrundlage befindet sich in § 23 Abs. 4 Apothekenbetriebsordnung, der 
unbestimmte Rechtsbegriff „unmittelbare Nachbarschaft“ wird näher bestimmt. 

Zu Art. 2 

Zu § 12:  
Es wird klargestellt, dass für die Aufstellung des Notdienstplans im Jahr 2026 die Regelungen der 
Richtlinie der Apothekerkammer Mecklenburg-Vorpommern zur Dienstbereitschaft gemäß Art. 1 
bereits 2025 Anwendung finden, die Notdienste im Jahr 2025 (und bis Ende 2025) jedoch nach 
der Richtlinie der Apothekerkammer Mecklenburg-Vorpommern für die Dienstbereitschaft i.d.F. 
vom 25. Oktober 2023 erfolgen. 

Zu Art. 3 

Der Wegfall der Vergütung der Notdienstverantwortlichen erklärt sich durch den Wegfall der 
Aufgabe an sich. Die benannte Ordnung wird um den Tatbestand bereinigt. 

Zu Art. 4 

In- und Außerkrafttreten der einzelnen Artikel werden geregelt. 

 


